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A. Bericht des Abgeordneten Thieme: 

Mit Drucksache 1697 wurde der Regierungsent- 
wurf eines Gesetzes über die Tilgung von Ausgleichs- 
forderungen dem Hohen Hause am 12. Oktober 
1955 zur ersten Lesung vorgelegt. Der Ausschuß 
für Geld und Kredit befaßte sich in mehreren 
Sitzungen mit dem Entwurf unter Anhörung einer 
Reihe von Sachverständigen der Bank deutscher 
Länder, der Verbände des privaten Bankgewerbes, 
der Versicherungswirtschaft, des Deutschen Spar- 
kassen- und Giroverbandes, des Deutschen Genos- 
senschaftsverbandes (Schulze-Delitzsch) und des 
Raiffeisenverbandes. 

Der Ausschuß kam zu folgendem Ergebnis: 

I. Allgemeines 

Bei der Währungsreform haben Geldinstitute, 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen 
Forcierungen zum Ausgleich der durch andere Ak- 
tiven nicht gedeckten Passiven einschließlich eines 
Eigenkapitals erhalten, um ein geordnetes Geld- 
wesen wiederherzustellen. Das vorliegende Gesetz 
geht davon aus, daß der große Block dieser Aus- 
gleichsforderungen abgebaut werden muß. 

Die Ausgleichsforderungen sind Schuldbuchforde- 
rungen, die in der Regel gegen das Land gerichtet 
sind, in dem das Institut seinen Sitz hat. Darüber 
hinaus gibt es Fälle der Aufteilung der jeweiligen 
Ausgleichsforderungen auf mehrere Länder sowie 
der anteiligen Erstattung von Ausgleichsforderun- 
gen von Land zu Land. 

Die Ausgleichsforderungen dürfen nur zum Nenn- 
wert bilanziert und übertragen werden, und zwar 
nur zwischen Geldinstituten, Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen* Es handelt sich um 
Buchrechte, die nur beschränkt veräußerlich und 
beleihbar sind, und deren Zinssatz in der Regel bei 
3 Vo, 3 V 2 ®/o und 4 Vo p. a. liegt; soweit die Aus- 


gleichsforderungen bestimmte unverzinsliche und 
noch nicht fällige Zinsverbindlichkeiten bedecken, 
sind sie unverzinslich. 

Da die Währungsgesetze die Frage der Tilgung 
der Ausgleichsforderungen offengelassen haben, er- 
geben sich bilanzmäßige und rentabilitätsmäßige 
Nachteile für die mit den Ausgleichsforderungen 
belasteten Institute. Je höher der Anteil der Aus- 
gleichsforderung an der Bilanzsumme eines Unter- 
nehmens ist, desto stärker wird es in der Wahr- 
nehmung seiner Aufgaben beeinträchtigt. 

Diese Beeinträchtigung ist zwar durch das An- 
wachsen der Bilanzsumme in den letzten Jahren 
abgeschwächt worden, wirkt aber weiterhin sehr 
nachteilig. 

Der Entwurf geht davon aus, daß nunmehr Til- 
gungszahlungen der Schuldner herbeigeführt wer- 
den sollen. Lösungsmöglichkeiten anderer Art, wie 
steuerliche Abschreibungen, Ablösung durch an- 
dere Vermögenswerte, weiter als bisher gehende 
Mobilisierung der Ausgleichsforderungen, lehnt 
der Entwurf ab. 

Der Ausschuß konnte sich in vielem der Begrün- 
dung des Regierungsentwurfs anschließen. Soweit 
der Ausschuß in seiner Auffassung abwich, wird 
nachstehend einzeln berichtet. 

II. Einzelne Vorschriften 

Die Frage, ob das vorliegende Gesetz der Zustim- 
mung des Bundesrates bedürfe, wurde vom Aus- 
schuß geprüft. Einmütige Auffassung des Aus- 
schusses war, daß es sich nicht um ein Zustim- 
mungsgesetz handele. 

Der Bevollmächtigte Bayerns gab eine Erklärung 
(Schreiben des bayerischen Staatsministers der 
Finanzen vom 9. November 1955, als Anlage I die- 
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sem Bericht beigefügt) ab, die verschiedene Anre- 
gungen in bezug der Übernahme der Tilgungs- 
lasten auf den Bund enthält. Die in der Erklärung 
vorgetragenen Wünsche konnten jedoch nicht be- 
handelt werden, da sie von keinem Mitglied des 
Ausschusses als Antrag aufgenommen wurden. 
Der Ausschuß stimmte dem Vorschlag seines Vor- 
sitzenden zu, eine schriftliche Stellungnahme der 
Bundesregierung zu dem Schreiben des Baye- 
rischen Staatsministeriums der Finanzen vom 
9. November 1955 herbeizuführen (Schreiben des 
Bundesministers der Finanzen vom 25. Dezember 
1955, als Anlage II diesem Bericht beigefügt.). 

Zu § 1 — Sachliche Geltungsdauer 

Diese Bestimmung umreißt den Kreis der Aus- 
gleichsforderungen. Während dem Absatz 1 ohne 
Bemerkung zugestimmt wurde, war der Ausschuß 
der Ansicht, daß den Wünschen des Landes Bayern 
zu Absatz 2 nicht zugestimmt werden kann. Der 
Ausschuß beschloß, auch hier die Fassung des Re- 
gierungsentwurfs beizubehalten. 

Zu § 2 — Tilgung 

Nachdem das Bundesministerium der Finanzen 
erklären ließ, daß die Länder keine haushaltsmäßi- 
gen Vorkehrungen getroffen hätten, um vom Jahre 
1955 an zu tilgen, erklärte sich der Ausschuß mit 
einer Terminverschiebung vom 1. Januar 1955 auf 
den 1. Januar 1956 einverstanden und beschloß die 
Änderung der Jahreszahl 1955 in 1956. 

Die Diskussion über die Höhe des Tilgungs- 
satzes führte zur Feststellung des Abg. Seuffert, 
daß im Falle der Schuldübernahme auf den Bund 
die Gewinne der Landeszentralbanken auf den 
Bund übergehen müssen. Abg. Seuffert stellte 
den Antrag im Sinne des Hinweises des Bundes- 
rates (Anlage 2 zur Drucksache 1697, Seite 16, 
zweiter Absatz), dem Bundestag die Annahme 
einer Entschließung zu empfehlen, dessen nach- 
folgendem Wortlaut der Ausschuß zustimmte: 

„Der Bundestag verkennt nicht die Notwendig- 
keit einer endgültigen Regelung der Verbindlich- 
keiten bei den Ausgleichsforderungen, ist aber 
der Ansicht, daß diese Regelungen nur im Zu- 
sammenhang mit anderen Fragen, wie Bundes- 
notenbank, Anlage öffentlicher Gelder und 
Finanzausgleich, getroffen werden und wegen 
der Dringlichkeit der Tilgungsregelung nicht ab- 
gewartet werden können.“ 

Zu § 3 — Tilgungsleistungen 

Analog der Änderung des Tilgungstermins in § 2 
wurde die Jahreszahl 1955 in 1956 geändert. Es 
wurde ausdrücklich festgestellt, daß es sich in Ab- 
satz 2 um Ausgleichsforderungen nach dem Rem- 
boursschuldengesetz handelt. 

Die §§ 4, 5 und 6 wurden in der Fassung des Re- 
gierungsentwurfs ohne besondere Bemerkungen 
angenommen. 


Zu § 7 — Erstattung von Tilgungsleistungen 

Wegen Umstellung der Absätze des § 11 war in 
Absatz 2 die Klammer (§ 11 Abs. 1) in (§ 11 
Abs. 1 a) zu ändern. 

Zu § 8 ■ — - Ankaufsfonds 

Es wurden keine Textänderungen vorgenommen. 
Es ist jedoch in diesem Zusammenhang erwähnens- 
wert, daß die Bank deutscher Länder bisher für 
den endgültigen Ankauf von Ausgleichsforderun- 
gen (§ 8 Abs. 2 Buchstabe b) rund 117 Millionen DM 
bereitgestellt hat. Von diesen Mitteln wurden bis- 
her in rund 670 Fällen gegenüber ca. 600 Instituten 
annähernd 98 Millionen DM eingesetzt. 

Zu § 9 — Verwendung der Mittel des Ankaufs- 
fonds. 

Der Ausschuß hat Absatz 2 Nr. 1 ergänzt. Damit 
soll die Möglichkeit geschaffen werden, die Ab- 
wicklung des Altsparergesetzes zu erleichtern. Die- 
ses Gesetz sieht bekanntlich vor, daß Altsparer 
außer der Umstellung, der alle Geldforderungen 
in der Währungsreform unterlagen, eine zusätz- 
liche Altsparergutschrift von mindestens 10 v. H. 
erhalten. 

Die Auszahlung der zusätzlichen Gutschriften er- 
folgt aus Mitteln des Ausgleichsfonds. Bis zu dem 
Zeitpunkt, zu dem der Lastenausgleichsfonds die 
entsprechenden Mittel zur Verfügung stellt, blei- 
ben die Gutschriften gesperrt. Den bilanzmäßigen 
Ausgleich erhielten die Institute durch Deckungs- 
forderungen des § 19 des Altsparergesetzes. 

Die meisten Banken, Sparkassen und Genossen- 
schaften, welche derartige Altsparergutschriften 
zu erteilen hatten, haben — ohne daß sie entspre- 
chende Mittel aus dem Lastenausgleichsfonds er- 
halten haben — den Altsparern ihre Altsparergut- 
schriften frei zur Verfügung gestellt. Dabei gingen 
sie neben werbungsmäßigen Erwägungen von der 
Erwartung aus, daß ein großer Teil dieser Gut- 
schriften nicht abgehoben wird. Diese Erwartung 
hat sich im Augenblick als richtig erwiesen. 

Einige wenige Banken, Sparkassen und Genos- 
senschaften waren aus Liquiditätsgründen hierzu 
nicht in der Lage. Ebensowenig konnten dies ganz 
allgemein die Lebensversicherungsunternehmen 
tun, da sie keine Konten führen und somit eine 
frei verfügbare Gutschrift eine sofortige Auszah- 
lung erfordert. 

Bei den Begünstigten aus Altsparergutschriften 
bei Lebensversicherungsunternehmen handelt es 
sich naturgemäß durchweg um ältere Personen. 
Wenn die Lebensversicherungsunternehmen ab- 
warten müßten, bis sie aus dem Ausgleichsfonds 
die entsprechenden Mittel zur Auszahlung erhal- 
ten, würden die Altsparer meist nicht mehr selbst, 
sondern nur noch ihre Erben in den Genuß der 
Gutschrift kommen. 

Auf Anregung des Abg. Seuffert hat sich 
der Ausschuß für Geld und Kredit mit diesem 
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Problem befaßt und Überlegungen angestellt, ob 
im Rahmen des Gesetzes über die Ausgleichsforde- 
rungen geholfen werden könnte, da durch eine 
Änderung des Altsparergesetzes, somit also im 
Rahmen des Lastenausgieichs, aus technischen 
Gründen schwerlich eine einigermaßen befriedi- 
gende Lösung gefunden werden kann. Die Ver- 
pflichtung der Ausgleichsfonds, die Entschädigungs- 
Gutschriften baldmöglichst einzulösen, bleibt 
selbstverständlich unberührt. 

Der Ausschuß für Geld und Kredit hat durch 
den Zusatz zu § 9 Abs. 2 Nr. 1 klargesteilt, daß auch 
Deckungsforderungen gemäß § 19 des Altsparer- 
gesetzes insoweit, als ihr Betrag die Summe der 
noch nicht freigegebenen Kontengutschriften über- 
steigt, d. s. also die Deckungsforderungen, deren 
Gegenposition von dem Institut freigegeben ist, 
wie Ausgleichsforderungen anzusehen sind. § 9 
Abs. 2 Nr. 1 berücksichtigt Gläubiger von Aus- 
gieichsforderungen, die in der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben im Vergleich zu Gläubigern vergleich- 
barer Art dadurch behindert sind, daß ihre Aus- 
gleichsforderungen überdurchschnittlich hoch sind. 
Danach soll die Bank deutscher Länder den Ban- 
ken und Sparkassen, die bisher aus Liquiditäts- 
gründen nicht vorfinanzieren konnten, sowie Le- 
bensversicherungsunternehmen, die dies auch nur 
beschränkt konnten, eine Hilfe geben, indem der 
Ankaufsfonds für Ausgleichsforderungen in einer 
zu verabredenden Höhe Ausgleichsforderungen im 
Rahmen von § 9 Abs. 2 Nr. 1 übernimmt. Voraus- 
setzung ist, daß die Institute sich bereit erklären, 
Altsparergutschriften vorzufinanzieren. 

Die Vorschrift soll also nicht dahin ausgelegt 
werden, daß Institute, die die Altsparergutschriften 
schon vorfinanziert haben, in den Genuß von § 9 
Abs. 2 Nr. 1 kommen. Es soll vielmehr die Mög- 
lichkeit geschaffen werden, den wenigen Banken, 
Sparkassen und Genossenschaften, vor allem aber 
den Lebensversicherungsunternehmen, die bisher 
nicht nennenswert vorfinanzieren konnten, gewisse 
Zusagen auf Übernahme von Ausgleichsforderun- 
gen zu machen, wenn sie sich entschließen, Alt- 
sparergutschriften in gleicher Höhe vorzufinan- 
zieren. 

Absatz 4 erhält auf Antrag des Abg. Seuffert 
eine Neufassung, nach der im Gesetz nur der 
Bundesminister für Wirtschaft den Grundsätzen 
der beabsichtigten Verwendung zuzustimmen hat. 
Der Ausschuß hat die Möglichkeit der Stellung- 
nahme der Länder und die Anhörung der rechtlich 
zuständigen Stellen ohne Festlegung im Gesetz für 
gegeben erachtet. 

§ 10 — Abiösungsbefugnis 

wird in der Fassung des Regierungsentwurfs ange- 
nommen. 

Zu § 11 — Auflösung des Ankaufsfonds 

Hier folgte der Ausschuß weitgehend den Vor- 
schlägen des Bundesrates. Absatz 1 des Regierungs- 


entwurfs erhält eine Neufassung in 2 Absätzen, 
die einen Ausgleich zugunsten der Schuldner er- 
möglicht, die freiwillig zusätzliche Tilgungen 
durchgeführt haben. Im Interesse der Länder wur- 
den in den neuen Gesetzestext, der aus der Stel- 
lungnahme der Bundesregierung zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates (Anlage 3 zur 
Drucksache 1697) entnommen wurde, in Absatz 1 
die Worte „unter Berücksichtigung des Absatzes 1 a“ 
durch die Worte „unter Berücksichtigung des vor- 
zeitigen Erlöschens nach Absatz 1 a“ ersetzt. 

Die Absätze 2 und 3 des Regierungsentwurfs 
werden unverändert angenommen. 

§ 12 — Erlöschen von Rentenausgieichsforderungen 
erhält in der Fassung des Regierungsentwurfs Zu- 
stimmung. 

Zu § 13 — Änderungen von Vorschriften 

Der Ausschuß stimmt den Absätzen 1 und 2 in 
der Fassung des Regierungsentwurfs zu. 

Für Absatz 3 beschließt der Ausschuß eine neue 
Formulierung, die besser zum Ausdruck bringen 
will, daß mit diesem Vorbehalt eine Vorentschei- 
dung über die Abwicklung des Reichsbankvermö- 
gens nicht getroffen werden soll. 

Ferner wurde auf Antrag des Abg. Dr. Reiff 
ein Absatz 4 angehängt, der vom Bundesministe- 
rium der Finanzen angeregt war und dem Land 
Berlin Zins- und Tilgungsleistungen für be- 
stimmte Ausgleichsforderungen zugesteht. 

Zu §§ 14 und 15 — Berlin-Klausel und Inkraft- 
treten wurden in der Fassung der Regierungsvor- 
lage angenommen. 

Bonn, den 13. Januar 1956 

Thieme 

Berichterstatter 


Anlage I 

Der Staatsminister 
im Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen 
Nr. BA 5000 — 100 880 I 

München, den 9. November 1955 

Herrn Bundestagsabgeordneten 
Thieme 

Mitglied des Ausschusses für Geld und Kredit 
Bonn — Bundeshaus 

Betreff: Entwurf eines Gesetzes über die Tilgung 
von Ausgleichsforderungen 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Bayern hat gegen den Gesetzentwurf im Bundes- 
rat erhebliche Bedenken verfassungsrechtlicher 
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Art geltend gemacht. Ich behalte mir vor, diese Be- 
denken bei der Behandlung des Entwurfs auch in 
Ihrem Ausschuß mündlich vorzubringen oder Vor- 
bringen zu lassen. Ich darf mir schon jetzt erlau- 
ben, Ihre Aufmerksamkeit auf folgende Gesichts- 
punkte hinzulenken: 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß von den Län- 
dern Ausgleichsforderungen von insgesamt rd. 
9,9 Milliarden DM zu tilgen sind. Er unterläßt es, 
gleichzeitig die Verpflichtung des Bundes zur 
Tragung dieser Kriegsfolgelast zu regeln. Der Ent- 
wurf erweist sich damit in einem wesentlichen 
Punkt als unvollständig und ist in seiner derzei- 
tigen Gestaltung mit Art. 120 GG nicht vereinbar: 

1. Die Ausgleichsforderungen und ihr Schulden- 
dienst sind eindeutig Kriegsfolgelasten im Sinne 
des Art. 120 GG. Dies ergibt sich sowohl aus ihrer 
Entstehungsgeschichte als auch aus dem mit ihrer 
Begründung verfolgten Zweck. Der von der Bun- 
desregierung erstellte Entwurf eines Kriegsfolgen- 
schlußgesetzes läßt ersehen, daß auch die Bundes- 
regierung den Charakter der Ausgleichsforderun- 
gen als einer Kriegsfolgenlast richtig erkennt. In 
diesem Gesetzentwurf werden Ansprüche der Geld- 
institute, Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen auf Grund verbriefter Reichsverbindlich- 
keiten von der Ablösung ausgeschlossen, da in die- 
sen Fällen die Ablösungsschuld, die unstreitig eine 
Kriegsfolgelast darstellt, bereits durch die den In- 
stituten gewährte Erstausstattung und durch die 
ihnen zugeteilten Ausgleichsforderungen als abge- 
golten betrachtet wird. Durch die Zuteilung von 
Ausgleichsforderungen wurde also ein Tatbestand 
vorweg geregelt, der sonst im Rahmen der allge- 
meinen Kriegsfolgenschlußgesetzgebung hätte be- 
reinigt werden müssen. Folgerichtig zählt die Bun- 
desregierung in der allgemeinen Begründung zum 
Kriegsfolgenschlußgesetz unter „Sonstige Kriegs- 
lasten‘' in Ziffer 27 die Tilgung bzw. den Ankauf 
von Ausgleichsforderungen mit einem Betrag von 
21,1 Milliarden DM auf. Es ist dies der einzige 
Posten in der Reihe der dort aufgezählten unmit- 
telbaren Entschädigungen und der sonstigen 
Kriegslasten, der auch Verpflichtungen oder Auf- 
wendungen der Länder enthält. Dies zeigt deut- 
lich, daß die Ausgleichsforderungen ein Fremd- 
körper innerhalb der Länderschulden sind. Die 
nach Entstehung der Bundesrepublik zur Begrün- 
dung neuer Ausgleichsforderungen erlassenen Ge- 
setze (z. B. das Rentenaulbesserungsgesetz) be- 
stimmen daher zutreffend den Bund als Schuld- 
ner. 

Da die Ausgleichsforderungen und ihr Schulden- 
dienst also, ebenso wie die anderen Geschädigten 
zur Milderung von Währungsverlusten eingeräum- 
ten Forderungen, Kriegsfolgelasten im Sinne des 
Art. 120 GG sind, ist es erforderlich, den vorlie- 
genden Gesetzentwurf dieser Rechtslage anzupas- 
sen. 

Wie immer man den Art. 120 GG auslegt: er ver- 
pflichtet entweder den Bund unmittelbar zur 
Kostentragung oder er stellt einen Programmsatz 


dar, der den Bundesgesetzgeber gerade bei der 
Neubegründung und Ausgestaltung einer Kriegs- 
folgelast, wie es die Tilgungsverpflichtung ist, 
bindet. Übrigens war die Verpflichtung des Bun- 
des, die Besatzungskosten und die inneren und 
äußeren Kriegsfolgelasten zu tragen, für die Ver- 
teilung des Steueraufkommens zwischen Bund und 
Ländern im Grundgesetz von ausschlaggebender 
Bedeutung (vgl. „Entstehungsgeschichte der Arti- 
kel des Grundgesetzes“ zu Art. 106, 107 GG in 
Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart 
N. F. Bd. 1). Die Bundesfinanzverfassung wurde 
auf die Verpflichtungen aus Art. 120 GG abge- 
stimmt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf stellt sich somit 
sachlich und rechtlich als ein Ausführungsgesetz 
zu Art. 120 GG dar und muß als solches zugleich 
auch eine Regelung über die dem Bund durch 
Art. 120 GG auferlegte Verpflichtung zur Tragung 
der Aufwendungen für die Kriegsfolgelasten ent- 
halten. 

2. Das Bundesfinanzministerium hatte auch ur- 
sprünglich im Rahmen der Finanzreform den 
Übergang der Ausgleichsforderungen auf den 
Bund vorgesehen, ist jedoch später davon abge- 
kommen. Unter Nr. 68 b der Begründung zu den 
Finanzreformgesetzen (Bundestags-Drucksache 480) 
ist hierzu u. a. ausgeführt: 

„Die von den Ländern geschuldeten Ausgleichs- 
forderungen der Geldinstitute, Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen irn Gesamtbetrag von 
zur Zeit rd. 12,5 Milliarden DM sind entstehungs- 
geschichtlich und staatswirtschaftlich Verbindlich- 
keiten von überregionaler Bedeutung. Zudem 
sind sie auf die einzelnen Länder ungleich verteilt, 
was nicht nur wirtschaftsstrukturell bedingt ist, 
sondern auch auf Tatbeständen beruht, die sich aus 
den Folgen des Krieges oder aus organisatorischen 
Besonderheiten des Banken- und Versicherungs- 
wesens ergeben. Diese Gründe rechtfertigen die 
Überlegung, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfang es sich empfiehlt, die von den Ländern ge- 
schuldeten Ausgleichsforderungen und die damit 
verbundenen Zinslasten auf den Bund zu über- 
führen.“ 

Die Bundesregierung hielt damals den Zeitpunkt 
für eine Entscheidung dieser Frage noch nicht für 
gekommen. Die hierfür von der Bundesregierung 
angeführten Gründe sind heute jedoch zum größ- 
ten Teil überholt. 

Selbst wenn man aber die Frage der endgülti- 
gen Schuldnerschaft noch weiterhin zurückstollen 
wollte, so müßte doch wenigstens hinsichtlich des 
Tilgungsdienstes den verfassungsrechtlichen Erfor- 
dernissen Rechnung getragen werden. 

3. Für die Überleitung der Ausgleichsforderun- 
gen oder doch wenigstens vorläufig des Tilgungs- 
dienstes auf den Bund spricht weiterhin folgendes: 

Durch die die Zuteilung von Ausgleichsforde- 
rungen und ihre Verzinsung regelnden Bestimmun- 
gen des Umstellungsgesetzes wurden im Jahre 1948 
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auf einem Teilgebiet Kriegsfolgelasten begründet, 
da die Regelung dieser Materie infolge der Wäh- 
rungsreform unaufschiebbar war und nicht bis zur 
abschließenden Behandlung der ehemaligen Reichs- 
Schuld usw. zurückgestellt werden konnte. Da sei- 
nerzeit der Bund noch nicht bestand und den Län- 
dern auch das gesamte Steueraufkommen zufloß, 
mußte die Belastung der Länder mit den Aus- 
gleichsforderungen, die zum großen Teil der Nie- 
derschlag eines Teiles der ehemaligen Reichsschuld 
sind, zunächst hingenommen werden. Nach Inkraft- 
treten des Grundgesetzes und nunmehr des 
Deutschlandvertrags und der Aufteilung des 
Steueraufkommens zwischen Bund und Ländern 
ist jedoch auch diese Materie neu zu regeln. Dabei 
wird neben den oben angestellten zwingenden ver- 
fassungsrechtlichen Überlegungen von folgenden 
finanz- und gesetzespolitischen Erwägungen aus- 
zugehen sein: 

Die Ausgleichsiorderungen sind Verbindlichkei- 
ten von überregionaler Bedeutung, die auf die 
einzelnen Länder ungleich und nach zufälligen Ge- 
'gebenheiten verteilt sind. Ihrer Natur als Ge- 
meinlast entspricht die gemeinschaftliche Tragung, 
d. h. die Übernahme der Belastung auf den Bund 
als die übergeordnete Gt^meinschaft. Die hiermit 
verbundene Leistung nach Kräften der Gesamt- 
heit würde die Gewähr für eine Korrektur der un- 
gleichen Lastenverteilung mit sich bringen. Dage- 
gen würde das Unterlassen einer solchen Korrek- 
tur einer teilweisen Aufhebung des horizontalen 
Finanzausgleichs gleichkommen. Das damit fest- 
gelegte Prinzip der gleichmäßigen Finanzbasis darf 
aber nicht durch ein Gegenprinzip der absolut un- 
gleichen Belastung durch denselben Gesetzgeber 
in Frage gestellt werden, der den Länderfinanz- 
ausgleich erlassen hat. Es darf in diesem Zusam- 
menhang bemerkt werden, daß sich z. B. für Bay- 
ern im Verhältnis zu seiner Steuerkraft für den 
gesamten Schuldendienst eine jährliche Über- 
belastung von rund 25 Millionen DM ergibt. 

Ich möchte noch hervorheben, daß die Bedenken 
Bayerns auch von anderen Ländern im Bundesrat 
geteilt werden. 

4. Ich halte aus diesen Gründen über die vom 
Bundesrat geforderten Änderungen hinaus und 
neben einer weiteren Regelung über die Schuldner- 
schaft und die Erstattung der Zinsaufwendungen 
folgende Änderung und Neufassung des § 7 des 
Entwurfs für notwendig; 

.§ 7 

(1) Die nach diesem Gesetz von den Ländern zu 
erbringenden Tilgungsleistungen werden vom 
Bund erstattet. Das Erstattungsverfahren wird 
durch eine Rechtsverordnung der Bundesregierung 
geregelt, die der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf. 

(2) Hat ein Land einen Erstattungsanspruch für 
Tilgungsleistungen nach Absatz 1, erfüllt es jedoch 
die Schuld ohne Zustimmung des Bundes vor dem 
nach § 2 maßgeblichen Zeitpunkt, so kann es bis 


zur Auflösung des Ankaufsfonds (§11 Abs. 1) Zah- 
lung derjenigen Beträge verlangen, die der Bund 
ohne die vorzeitige Erfüllung der Schuld hätte er- 
statten müssen. Hat ein Land einen Erstattungs- 
anspruch für Tilgungsleistungen auf Ausgleichs- 
forderungen nach anderen Bestimmungen und er- 
füllt es die Schuld ohne Zustimmung des Bundes 
vor dem nach § 2 maßgeblichen Zeitpunkt, so kann 
es nur die in Satz 1 bezeichneten Leistungen ver- 
langen.“ 

Ein Schreiben gleichen Wortlauts habe ich sämt- 
lichen Mitgliedern des Ausschusses für Geld und 
Kredit sowie in der Annahme, daß der Gesetzent- 
wurf bei Zustimmung zu der von mir vorgeschla- 
genen Änderung wohl auch vom Haushaltsaus- 
schuß behandelt wird, im Abdruck dem Vorsitzen- 
den und stellvertretenden Vorsitzenden des Haus- 
haltsausschusses des Bundestages, ferner im Ab- 
druck auch dem Herrn Bundesminister der Finan- 
zen übersandt. 

Mit vorzüglicher Hochachtung! 

Zietsch 


Anlage II 

Der Bundesminister der Finanzen 
II C/5— -FA 1155 22/55 

Bonn, den 23. Dezember 1955 

An den 

Bundestagsausschuß für Geld und Kredit 
Bonn ■ — Bundeshaus 


Abschriftlich 

Herrn Bundestagsabgeordneten Thieme 

Bonn — Bundeshaus, Postfach 

Betrifft: Stellungnahme zu der Forderung des 
Bayerischen Staatsministeriums der Fi- 
nanzen, die Tilgungslasten für die Aus- 
gleichsforderungen auf den Bund zu 
übernehmen 

Bezug: Schreiben des Bayerischen Staatsministe- 
riums der Finanzen vom 9. November 1955 
— BA 5000-100 880 I — 

In der Ausschußsitzung am 11. November 1955 
wurde bei der Beratung des Gesetzes über die Til- 
gung von Ausgleichsforderungen von einem Mit- 
glied des Ausschusses der Wunsch geäußert, eine 
Stellungnahme des Bundesfinanzministeriums zu 
dem Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums 
der Finanzen vom 9. November 1955 zu erhalten. 
Obgleich die Anregung Bayerns im Ausschuß nicht 
weiter verfolgt worden ist, erlaube ich mir, diesem 
Wunsche zu entsprechen. 



Das Bayerische Staatsministerium der Finanzen 
führt für die Übernahme der Tilgungslasten auf 
den Bund folgende Gründe an: 

1. Die Ausgleichsforderungen und ihr Schulden- 
dienst seien Kriegsfolgelasten im Sinne des Art. 
120 GG. Das Gesetz über die Tilgung der Aus- 
gleichsforderungen sei daher ein Ausführungs- 
gesetz zu 120 GG und müsse die Verpflichtung 
des Bundes zur Tragung dieser Kriegsfolge- 
lasten vorsehen. 

2. Das Bundesfinanzministerium habe im Zusam- 
menhang mit der Finanzreform einen Über- 
gang der Ausgleichsforderungen auf den Bund 
wegen des überregionalen Charakters dieser 
Lasten vorgesehen und habe den Übergang s. Z. 
nur deshalb zurückgestellt, weil der Zeitpunkt 
für eine Entscheidung dieser Frage noch nicht 
gekommen sei. Die für die Verschiebung der 
Entscheidung maßgebenden Gründe seien je- 
doch inzwischen zum größten Teil überholt. 

3. Die Ausgleichsforderungen seien ihrer Natur 
nach eine Gemeinlast, die vom Bund getragen 
werden müßte, um die notwendige gleichmäßige 
Verteilung dieser Last zu gewährleisten. An- 
dernfalls würde der dem horizontalen Finanz- 
ausgleich zugrunde liegende Grundsatz der 
gleichmäßigen Finanzbasis aller Länder aufge- 
hoben. 

Hierzu ist auf folgendes hinzu weisen: 

Zu 1: 

Art. 120 GG ist eine Übergangsvorschrift, nach 
der die Aufwendungen für die Besatzungskosten 
und die sonstigen inneren und äußeren Kriegsfol- 
gelasten nach näherer Bestimmung eines Bundes- 
gesetzes auf den Bund zu überführen waren. Diese 
Überleitung ist durch das Erste Überleitungsgesetz 
vollzogen worden. Der Bundesgesetzgeber konnte 
hierbei den Umfang der auf den Bund zu über- 
nehmenden Kriegsfolgelasten abgrenzen, er war 
hierzu im Hinblick auf die Unbestimmtheit des 
Begriffs „Kriegsfolgelasten“ sogar verpflichtet. Die 
Ausgleichsforderungen, die bei Inkrafttreten des 
Grundgesetzes bereits mit ihren Zinsverpflichtun- 
gen vorhanden waren, sind hierbei nicht in den 
Kreis der Kriegsfolgelasten im Sinne des Art. 120 
GG einbezogen worden. 

Der Umstand, daß nunmehr die Tilgung der Aus- 
gleichsforderungen gesetzlich geregelt werden soll, 
bietet keinen Anlaß, die seinerzeit durch das Erste 
Überleitungsgesetz getroffene grundsätzliche Ent- 
scheidung über den Charakter der Ausgleichsfor- 
derungen zu revidieren. Die Tilgungslasten können 
wegen des unmittelbaren Sachzusammenhangs 
nicht anders behandelt werden, als die Zinslasten 
der Ausgleichsforderungen. Die durch das Erste 
Überleitungsgesetz getroffene negative Abgren- 
zung muß daher auch für die Tilgungslasten maß- 
gebend sein. 

Aus Art. 120 GG kann mithin eine Verpflichtung 
des Bundesgesetzgebers bei der gesetzlidien Rege- 


lung der Tilgung der Ausgleichsforderungen die 
Trägerschaft des Bundes für die Tilgungslasten 
festzustellen, nicht hergeleitet werden. 

Zu 2: 

Die Bundesregierung hat — unabhängig von 
Art. 120 GG — im Zusammenhang mit der Finanz- 
reform erwogen, ob und inwieweit die Ausgleichs- 
forderungen gleichzeitig mit der Neuverteilung 
der Steuern auf Bund und Länder nach Art. 107 
GG als überregionale Lasten auf den Bund über- 
nommen werden sollten. Sie hat den Übergang im 
Einvernehmen mit dem Bundesrat seinerzeit abge- 
lehnt, weil das künftige Verhältnis zwischen Bun- 
desnotenbank und Landeszentralbank und die end- 
gültige Höhe der Ausgleichsforderungen sowie die 
Regelung der Tilgung noch nicht zu übersehen 
waren. Die Belassung der Ausgleichsverbindlich- 
keiten bei den Ländern ist dementsprechend bei 
der Aufteilung der Steuern zugunsten der Länder 
in Rechnung gestellt worden. 

Diese Voraussetzungen sind im wesentlichen 
auch heute noch nicht erfüllt. Entscheidend ist je- 
doch, daß an einen Übergang der Lasten aus den 
Ausgleichsforderungen nur im Zuge der Neuver- 
teilung des Steueraufkommens nach Art. 107 GG 
gedacht worden ist. Eine Verlagerung von Lasten 
ohne gleichzeitigen Ausgleich im Rahmen der Ver- 
teilung des Steueraufkommens ist nicht erwogen 
worden und kann auch in Zukunft nicht in Be- 
tracht kommen. Nachdem das Beteiligungsverhäl- 
nis an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
durch das von Bundestag und Bundesrat verab- 
schiedete Finanzverfassungsgesetz festgelegt wor- 
den ist, sind die Voraussetzungen für eine gene- 
relle Neuregelung der Lastenverteilung zwischen 
Bund und Ländern entfallen. Ich sehe daher auch 
unter dem Gesichtspunkt des Finanzausgleichs 
zwischen Bund und Ländern keine Möglichkeit, 
das Problem der Schuldnerschaft für die Aus- 
gleichsforderungen in dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf neu zu regeln. 

Zu 3: 

Der Finanzausgleich unter den Ländern ist durch 
das Länderfinanzausgleichsgesetz als reiner Steu- 
erkraftausgleich ausgestaltet, der — abgesehen von 
der Bevölkerungszahl, den Hafenlasten der Hanse- 
städte und der allgemeinen Sonderbelastung des 
Landes Schleswig-Holstein — eine etwaige unter- 
schiedliche Belastung der einzelnen Länder nicht 
berücksichtigt. Diese Beschränkung des Länder- 
finanzausgleichs beruht auf der Erwägung, daß 
sich die im einzelnen unterschiedlichen Belastun- 
gen der Länder insgesamt gesehen im wesent- 
lichen ausgleichen, so daß ein Steuerkraftausgleich 
ausreicht, um den angemessenen finanziellen Aus- 
gleich zwischen leistungsfähigen und leistungs- 
schwachen Ländern im Sinne des Art. 107 Abs. 2 
GG (Neufassung) herbeizuführen. 

Daraus folgt jedoch nicht, daß damit der Bun- 
desgesetzgeber künftig verpflichtet oder berechtigt 
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wäre, den Ländern neue, regional unterschiedlich 
anfallende Lasten von der Hand zu halten. Für 
die Verteilung neuer Lasten auf Bund und Länder 
ist vielmehr allein der allgemeine Lastenvertei- 
lungsgrundsatz maßgebend, der nunmehr in Art. 
106 Abs. 4 Nr. 1 GG (Neufassung) ausdrücklich 
normiert worden ist. Auch die gegenwärtige Kon- 
struktion des Finanzausgleichs unter den Ländern 
bietet danach keinen Anlaß, die Tilgungslasten der 
Ausgleichsforderungen auf den Bund zu überneh- 
men. 

Zu den Auswirkungen des vorliegenden Gesetz- 
entwurfs auf den Finanzausgleich unter den Län- 
dern muß im übrigen darauf hingewiesen werden, 
daß bei einer Überprüfung des Länderfinanzaus- 
gleichsgesetzes nicht allein die finanziellen Aus- 
wirkungen des vorliegenden Gesetzentwurfs be- 
rücksichtigt werden müßten, sondern die Entwick- 
lung der Gesamtbelastung der Länder und Ge- 
meinden und ihrer regionalen Verteilung. Die un- 
terschiedliche Verteilung der Tilgungslasten der 
Ausgleichsforderungen fällt in diesem größeren 
Rahmen nur wenig ins Gewicht, so daß schon jetzt 


gesagt werden kann, daß die Tilgung der Aus- 
gleichsforderungen die Aufgabe des Prinzips eines 
reinen Steuerkraftausgleichs nicht rechtfertigen 
würde. 

Zusammenfassend ist festzustellen, 

a) daß weder eine verfassungsrechtliche Verpflich- 
tung noch 'ein sachlicher Anlaß besteht, im Zu- 
sammenhang mit einer gesetzlichen Regelung 
der Tilgung der Ausgleichsforderungen den 
Übergang der hieraus den Ländern erwachsen- 
den zusätzlichen Lasten auf den Bund vorzu- 
sehen und 

b) Haß nach der endgültigen Verteilung der Steu- 
ern auf Bund und Länder durch das Finanz- 
verfassungsgesetz die finanzpolitischen Voraus- 
setzungen für eine generelle Neuverteilung der 
Lasten aus den Ausgleichsforderungen entfal- 
len sind. 

Im Auftrag 

gez. Fischer-Menshausen 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1697 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die folgende Entschließung zu fassen: 

Der Bundestag verkennt nicht die Notwendig- 
keit einer endgültigen Regelung der Verbind- 
lichkeiten bei den Ausgleichsforderungen, ist 
aber der Ansicht, daß diese Regelungen nur 
im Zusammenhang mit anderen Fragen, wie 
Bundesnotenbank, Anlage öffentlicher Gelder 
und Finanzausgleich, getroffen werden und 
wegen der Dringlichkeit der Tilgungsregelung 
nicht abgewartet werden können. 

Bonn, den 10. Dezember 1955 


Der Ausschuß für Geld und Kredit 

Scharnberg Thieme 

Vorsitzender Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Tilgung von Ausgleichsforderungen 

- Drudesache 1697 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 

(22. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des2 2. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
besdilossen: 


Entwurf eines Gesetzes über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 § 1 

Sachliche Geltung des Gesetzes unverändert 

(1) Dieses Gesetz gilt für Ausgleichsfor- 
derungen 

1. der Geldinstitute nach 

a) § 11 des Umstellungsgesetzes, 

b) § 22 des Umstellungsgesetzes, 

c) § 2 der Siebenundzwanzigsten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz, 

d) Nummer 2 Buclistabc a der Berliner 
Umstellungsergänzungsverordnung vom 
20. März 1949 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin Teil I S. 88), 

e) Nummer 5 der Durchführungsbestim- 
mung Nr. 19 vom 23. Dezember 1949 
zur Umstellungsverordnung (Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin Teil I S. 509), 

f) § 33 des Umstellungsergänzungs- 

gesetzes vom 21. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1439), 

g) § 42 des Umstellungsergänzungsge- 

setzes vom 21. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1439), 
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Entwurf 

h) § 45 des Umstellungsergänzungsge- 
setzes vom 21. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1439), 

i) § 103 des Gesetzes zur Ausführung des 
Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1003), 

k) § 3 des Gesetzes über die innerdeutsche 
Regelung von Vorkriegsrembours Ver- 
bindlichkeiten vom 20. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 999), 

l) § 9 des Gesetzes über die innerdeutsche 
Regelung von Vorkriegsremboursver- 
bindlichkeiten vom 20. August 1953 
(Bunideisigesetzibl. I S. 999), 

2. der Versicherungsunternehmen nach 

a) § 24 des Umstellungsgesetzes, 

b) Nummer 4 Buchstabe a der Umstel- 
lungsergänzungsverordnung vom 20. 
März 1949 (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin Teil I S. 88), 

c) Artikel 2 der Durchführungsbestim- 
mung Nr. 10 vom 30. April 1951 zur 
Umstellungsergänzungsverordnung (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 365), 

d) § 5 des Rentenaufbesserungsgesetzes in 
der Fassung vom 15. Februar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 118) — Renten- 
ausgleichsforderungen — , 

3. der Bausparkassen nach 

a) § 3 der Dreiunddreißigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz, 

b) Artikel 5 der Durchführungsbestim- 
mung Nr. 7 vom 26. Oktober 1950 
zur Umstellungsergänzungsverordnung 
(Verordnungsblatt für Berlin Teil I 
S. 494). 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Sonderaus- 
gleichsforderungen nach § 2 der Fünfund- 
vierzigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz und für Ausgleichsforde- 
rungen, die der Bank deutscher Länder, den 
Landeszentralbanken, der Deutschen Bundes- 
post und der Senatsverwaltung für das Post- 
und Fernmeldewesen Berlin gewährt worden 
sind. 


Beschlüsse des2 2. Ausschusses 
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Entwurf 


Beschlüsse des2 2. Ausschusses 


S 2 

Tilgung - 

Vom Jahre 1955 an werden verzinsliche 
Ausgleichsforderungen halbjährlich mit 0,5 
vom Hundert des gewährten Betrages zu- 
züglich der durch die fortschreitende Tilgung 
ersparten Zinsen, unverzinsliche Ausgleichs- 
forderungen halbjährlich mit 2 vom Hundert 
des gewährten Betrages getilgt. 


§ 2 

Tilgung 

Vom Jahre 1956 an werden verzinsliche 
Ausgleichsforderungen halbjährlich mit 0,5 
vom Hundert des gewährten Betrages zuzüg- 
lich der durch die fortschreitende Tilgung er- 
sparten Zinsen, unverzinsliche Ausgleichsfor- 
derungen halbjährlich mit 2 vom Hundert 
des gewährten Betrages getilgt. 


§ 3 

Tilgungsleistungen 

(1) Die Tilgungsleistungen sind am 30. Juni 
und 31. Dezember eines jeden Jahres zu ent- 
richten. 

(2) Wird eine Ausgleichsforderung der in 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe k oder 1 bezeich- 
neten Art mit Zinsenlauf von einem nach 
dem 1. Januar 1955 liegenden Zeitpunkt an 
gewährt, so ist die erste Tilgungsleistung bei 
Ablauf des auf die Gewährung folgenden 
Kalenderhalbjahres fällig. Sie ist so zu be- 
rechnen, als ob die Ausgleichsforderung be- 
reits mit Zinsenlauf vom 1. Januar 1955 an 
gewährt worden wäre. 


§ 3 

Tilgungsleistungen 

(1) unverändert 

(2) Wird eine Ausgleichsforderung der in 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe k oder 1 bezeich- 
neten Art mit Zinsenlauf von einem nach 
dem 1. Januar 1956 liegenden Zeitpunkt an 
gewährt, so ist die erste Tilgungsleistung bei 
Ablauf des auf die Gewährung folgenden 
Kalenderhalbjahres fällig. Sie ist so zu berech- 
nen, als ob die Ausgleichsforderung bereits 
mit Zinsenlauf vom 1. Januar 1956 an ge- 
währt worden wäre. 


§ 4 


Änderung von Ausgleichsforderungen 

(1) Tilgungsleistungen, die der Schuldner 
erst nach dem Zeitpunkt bewirkt, an dem 
sie nach §§ 2 und 3 zu entrichten sind, sind 
von diesem Zeitpunkt an bis zur Zahlung 
mit jährlich fünf vom Hundert zu verzinsen. 
Für die Verzinsung der Ausgleichsforderung 
und die Berechnung der Tilgungsleistungen 
nach § 2 gelten die nachgezahlten Beträge als 
in dem Zeitpunkt geleistet, an dem sie nach 
§ 3 hätten entrichtet werden müssen, 

(2) Zuviel gezahlte Tilgungsleistungen sind 
vom Gläubiger mit jährlich fünf vom Hun- 
dert von dem Zeitpunkt an zu verzinsen, zu 
dem sie entrichtet worden sind. 

(3) Nachzuzahlende oder zu erstattende 
Tilgungsleistungen sind spätestens mit der 
Nachzahlung oder Erstattung von Zinsen auf 
die Ausgleichs forderung, bei einer unverzins- 
lichen Ausgleichsforderung unverzüglich zu 
bewirken. 


§ 4 


unverändert 
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Entwurf 


§ 5 

Abschlagszahlungen 

Solange eine Ausgleichsforderung noch 
nicht gewährt ist, aber Abschlagszahlungen 
auf die Zinsen geleistet werden, sind Ab- 
schlagszahlungen auf die Tilgung zu leisten. 
§§ 2 bis 4 gelten entsprechend. 


§ 6 


Kündigung durch den Schuldner 

Der Schuldner kann Ausgleichsforderungen 
ganz oder teilweise unter Einhaltung einer 
Frist von sechs Monaten kündigen; die Kün- 
digung kann auch durch Bekanntgabe im 
Bundesanzeiger erfolgen. 


§ 7 

Erstattung von Tilgungsleistungen 

(1) § 10 Satz 2 und 3 der Dreiundzwan- 
zigsten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz und § 3 Abs. 2 Satz 2 der 
Dreiunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz gelten auch für 
die nach diesem Gesetz zu leistenden Til- 
gungen. 

(2) Hat ein Schuldner einen Erstattungs- 
anspruch für Tilgungsleistungen nach Ab- 
satz 1, erfüllt er jedodi die SAuld ohne Zu- 
stimmung des Erstattungspflichtigen vor 
dem nach § 2 maßgeblichen Zeitpunkt, so 
kann er bis zur Auflösung des Ankaufsfonds 
(§11 Abs. 1 ) Zahlung derjenigen Beträge 
verlangen, die der Erstattungspflichtige ohne 
die vorzeitige Erfüllung der Sdiuld für Zins- 
und Tilgungsaufwendungen hätte erstatten 
müssen. Hat ein Schuldner einen Erstattungs- 
anspruch für Tilgungsleistungen auf Aus- 
gleichsforderungen nach anderen Bestimmun- 
gen und erfüllt er die Schuld ohne Zustim- 
mung des Erstattungspflichtigen vor dem 
nach § 2 maßgeblichen Zeitpunkt, so kann 
er nur die in Satz 1 bezeichneten Leistungen 
verlangen. 


§ 8 


Ankaufsfonds 

(1) Zum Ankauf von Ausgleichsforderun- 
gen wird ein Fonds als rechtlich unselbstän- 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


§ 5 


unverändert 


6 . 


unverändert 


Erstattung von Tilgungsleistungen 
(1) unverändert 


(2) Hat ein Schuldner einen Erstattungs- 
anspruch für Tilgungsleistungen nach Ab- 
satz 1, erfüllt er jedoch die Schuld ohne Zu- 
stimmung des Erstattungspflichtigen vor dem 
nach § 2 maßgeblichen Zeitpunkt, so kann er 
bis zur Auflösung des Ankaufsfonds (§ 11 
Abs. la) Zahlung derjenigen Beträge ver- 
langen, die der Erstattungspflichtige ohne die 
vorzeitige Erfüllung der Schuld für Zins- und 
Tilgungsaufwendungen hätte erstatten müs- 
sen. Hat ein Schuldner einen Erstattungsan- 
spruch für Tilgungsleistungen auf Ausgleichs- 
forderungen nach anderen Bestimmungen 
und erfüllt er die Schuld ohne Zustimmung 
des Erstattungspflichtigen vor dem nach § 2 
maßgeblichen Zeitpunkt, so kann er nur die 
in Satz 1 bezeichneten Leistungen verlangen. 


§ 8 


unverändert 
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Entwurf 

dige Einrichtung der Bank deutsdier Länder 
gebildet (Ankaufsfonds). 

(2) Dem Ankaufsfonds sind zuzuführen 

a) die in Nummer 29 Absatz 1 Nummer 4 
des Gesetzes über die Errichtung der Bank 
deutscher Lander in der Fassung des § 13 
Abs. 1 genannten Beträge, 

b) die Ausgleichsforderungen, welche die 
Bank deutscher Länder als Treuhänder 
des Bundes verwaltet, 

c) die Ausgleichsforderungen, welche die 
Bank deutscher Länder nach Nummer 29 
Absatz 4 des Gesetzes über die Errich- 
tung der Bank deutscher Länder in der 
Fassung des Gesetzes über die Verteilung 
des Reingewinns der Bank deutscher 
Länder im Gesdiäftsjahr 1952 und in den 
folgenden Geschäftsjahren vom 7. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1318) 
auf den Bund zu übertragen hätte. 

(3) Die Bank deutscher Länder veröffent- 
licht gleichzeitig mit dem Jahresabschluß 
einen Bericht über den Stand des Ankaufs- 
fonds. 

§ 9 

Verwendung der Mittel des Ankaufsfonds 

(1) Mit Mitteln des Ankaufsfonds sollen 
Ausgleichsforderungen angekauft werden, 
deren endgültige Übernahme geboten er- 
scheint, um den Gläubigern die Erfüllung 
fälliger Verbindlidikeiten zu ermöglichen. 

(2) Soweit die Mittel des Ankaufsfonds für 
Zwecke des Absatzes 1 nicht benötigt wer- 
den, soll die Bank deutscher Länder an- 
kaufen 

1. Ausgleichsforderungen solcher Gläubiger, 
die in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
im Vergleich zu anderen Gläubigern der- 
selben Gruppe dadurch besonders behin- 
dert sind, daß ihre Ausgleichsforderungen 
einen überdurchschnittlidien Anteil der um 
die durchlaufenden Kredite (Treuhandge- 
schäfte) verminderten Bilanzsumme aus- 
machen, 


2. Ausgleichsforderungen der in § 1 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe k bezeichneten Art. 


Beschlüsse des2 2. Ausschusses 


§ 9 

Verwendung der Mittel des Ankaufsfonds 
(1) unverändert 


(2) Soweit die Mittel des Ankaufsfonds für 
Zwecke des Absatzes 1 nidit benötigt wer- 
den, soll die Bank deutscher Länder ankau- 
fen 

1 . Ausgleidisforderungen soldier Gläubiger, 
die in Wahrnehmung ihrer Aufgaben ge- 
genüber anderen Gläubigern vergleichbarer 
Art dadurdi besonders behindert sind, daß 
ihre Ausgleichsforderungen einen über- 
durchschnittlichen Anteil der um die 
durchlaufenden Kredite (Treuhandge- 
schäfte) verminderten Bilanzsumme aus- 
machen; hierbei sind den Ausgleichsforde- 
rungen Deckungsforderungen nach § 19 
des Altsparergesetzes insoweit hinzuzu- 
rechnen, als ihr Betrag die Summe der 
noch nicht freigegebenen Kontogutschrif- 
ten übersteigt, 

2. unverändert 
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(3) Soweit die Mittel des Ankaufsfonds 
auch für die Zwecke des Absatzes 2 nicht be- 
nötigt werden, soll die Bank deutscher Län- 
der Ausgleichsforderungen aller Gläubiger In 
Höhe eines einheitlidi zu bestimmenden 
Hundertsatzes der Ausgleldisforderung an- 
kaufen. 

(4) Die Bank deutscher Länder bedarf zur 
V er Wendung der Mittel des Ankaufsfonds 
für die Zwecke des Absatzes 2 der 7.ustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen und 
des Bundesministers für Wirtschaft. Den nach 
Landesrecht zuständigen Stellen ist zuvor Ge- 
legenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 10 

Ablösungsbefugnis 

(1) Ist im Falle des § 9 Abs. 3 ein Ankaufs- 
angebot der Bank deutscher Länder nicht bis 
zu dem Zeitpunkt angenommen worden, zu 
dem der Ankauf vorgenommen werden soll, 
so ist die Bank deutscher Länder berechtigt, 
den Gläubiger in Höhe des anzukaufenden 
Betrages zu befriedigen. Die Befriedigung 
kann auch durch Hinterlegung erfolgen. 

(2) Soweit die Bank deutscher Länder den 
Gläubiger befriedigt, geht die Ausgleichsfor- 
derung auf sie über. 

§ 11 

Auflösung des Ankaufsfonds 

(1) Die zum Bestand des Ankaufsfonds 
gehörenden Ausgleichs forderungen erlöschen, 
sobald dieser Bestand alle noch bestehenden 
Ausglcichsforderungen umfaßt. Damit wird 
der Ankaufsfonds aufgelöst. 


(2) Die Im Zeitpunkt der Auflösung noch 
vorhandenen sonstigen Mittel des Ankaufs- 
fonds sind auf die Schuldner der Ausgleichs- 
forderungen im Verhältnis derjenigen Zah- 
lungen aufzuteilen, die sie zum letzten Zah- 


Beschlüsse des2 2. Ausschusses 

(3) unverändert 


(4) Die Bank deutscher Länder soll Mittel 
des Ankaufsfonds für Zwecke des Absatzes 2 
erst verwenden, nachdem der Bundesmini- 
ster für WirtscIiaiL den Grundsätzen der be- 
absichtigten Verwendung zugestimmt hat. 

§ 10 

unverändert 


§ 11 

Auflösung des Ankaufsfonds 

(1) Hat der Schuldner eine Ausgleichsfor- 
derung zu einem höheren Betrag getilgt, als 
er sie nach diesem Gesetz unter Berücksichti- 
gung des vorzeitigen Erlöschens nach Ab- 
satz 1 a zu tilgen gehabt hätte, so ist ihm der 
Mehrbetrag aus den Mitteln des Ankaufs- 
fonds zu erstatten, sobald der Ankaufsfonds 
alle noch bestehenden Ausgleichsforderungen 
umfaßt. Solange die flüssigen Mittel des An- 
kaufsfonds zur Erfüllung der gesamten Er- 
stattungsansprüche nicht ausreichen, können 
Abschlagszahlungen geleistet werden. 

(la) Nach Erfüllung der sich aus Absatz 1 
ergebenden Verpflichtungen wird der An- 
kaufsfonds aufgelöst. Mit der Auflösung des 
Ankaufsfonds erlöschen die zu seinem Be- 
stand gehörenden Ausgleichsforderungen, 

(2) unverändert 


13 



Entwurf 
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lungstermin vor dem Erlöschen der Aus- 
gleichsforderungen der Bank deutscher Län- 
der für den Ankaufsfonds schuldeten. Dies 
gilt nicht, sofern nach der letzten Zuführung 
gemäß § 8 Abs. 2 Buchstabe a keine Leistun- 
gen gemäß § 2 fällig geworden sind; in die- 
sem Falle steht der Überschuß dem Bund zu. 
Im Zeitpunkt der Auflösung noch nicht fäl- 
lige Zinsen auf angekaufte Ausgleichsforde- 
rungen sind nicht zu entrichten. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 Satz 1 haben 
die Schuldner die an sie aufgeteilten Mittel 
anteilig an diejenigen abzuführen, die ihnen 
die letzten Zinsen und Tilgungsleistungen 
für angekaufte Ausgleichsforderungen erstat- 
tet haben. 

§ 12 

Erlöschen von Rentenausgleichsforderungen 

Die von der Bank deutscher Länder für 
Rechnung des Bundes angekauften Renten- 
ausgleichsforderungen erlöschen. 

S 13 

Änderung von Vorschriften 

(1) Mit Wirkung für das Geschäftsjahr 
1955 und die folgenden Geschäftsjahre wird 
Nummer 29 des Gesetzes über die Errich- 
tung der Bank deutscher Länder in der Fas- 
sung des Gesetzes über die Verteilung des 
Reingewinns der Bank deutscher Länder im 
Geschäftsjahr 1952 und in den folgenden 
Geschäftsjahren vom 7. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1318) wie folgt ge- 
ändert: 

1. Absatz 1 Nummer 4 erhält folgende Fas- 
sung: 

„4. Ein Betrag von vierzig Millionen Deut- 
sche Mark, vom Geschäftsjahr 1980 an 
ein Betrag von dreißig Millionen 
Deutsche Mark, ist dem nach § 8 des 
Gesetzes über die Tilgung von Aus- 
gleichsforderungen vom 

(Bundesgesetzbl. I S. . . .) gebildeten 
Fonds zum Ankauf von Ausgleichsfor- 
derungen bis zu seiner Auflösung zu- 
zuführen." 

2. Die Absätze 3 und 4 werden aufgehoben. 

(2) Mit Wirkung für das Geschäftsjahr 
1955 und die folgenden Geschäftsjahre wer- 
den folgende Bestimmungen aufgehoben: 
l.§ 12 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes über die 

Landeszentralbanken in der Fassung des 


(3) unverändert 


§ 12 


unverändert 


§ 13 


Änderung von Vorschriften 


(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über die Landeszentralbanken vom 
7. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1319), 

2. § 2 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Landeszentralbanken 
vom 7. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1319). 

(3) Es bleibt einem Bundesgesetz im 7.u- 
sammenhang mit der Regelung der Rechts- 
verhältnisse der Deutschen Relclisbank und 
der Deutschen Golddiskontbank Vorbehal- 
ten, den Rechtsgrund für die Zahlung der in 
Absatz 1 Nummer 1 genannten Beträge zu 
bestimmen. 


§ 14 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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(3) Durch Bundesgesetz kann bestimmt 
werden, ob die in Absatz 1 Nummer 1 ge- 
nannten Beträge ganz oder teilweise auf Zah- 
lungsverpflichtungen des Bundes anzurech- 
nen sind, die bei der Abwicklung der Deut- 
schen Reichsbank und der Deutschen Gold- 
diskontbank etwa entstehen. 

(4) § 3 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1) erhält mit Wirkung vom 
10. Januar 1952 folgende Fassung: 

„(1) Der Bund erstattet dem Land Berlin 
90 vom Hundert der Zinsen und Tilgungs- 
leistungen für einhundertzehn Millionen 
Deutsche Mark Ausgleichsforderungen, die 
auf Grund der Durchführungsbestimmung 
Nr. 19 zur Zweiten Verordnung zur Neu- 
ordnung des Geldwesens (Umstellungsver- 
ordnung) vom 23. Dezember 1949 (Verord- 
nungsblatt für Berlin I S. 509) aus der Um- 
stellung der überörtlichen Uraltguthaben 
gegen das Land Berlin entstanden sind.“ 

S 14 

unverändert 
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